
 

 
Gesetz- und Verordnungsblatt 

für das Land Brandenburg 

Teil II – Verordnungen 

31. Jahrgang Potsdam, den 2. April 2020 Nummer 15 

Verordnung zur Sicherung der Arbeitsfähigkeit der Standesämter 

 im Land Brandenburg 

Vom 30. März 2020 

Auf Grund des § 74 Absatz 1 Nummer 1 und Absatz 2 des Personenstandsgesetzes vom 19. Februar 2007, der durch 

Artikel 1 des Gesetzes vom 17. Juli 2017 (BGBl. I S. 2522) geändert worden ist, in Verbindung mit der Verordnung 

zur Übertragung von Ermächtigungen nach § 74 des Personenstandsgesetzes vom 22. August 2013 (GVBl. II Nr. 62  

S. 4) verordnet der Minister des Innern und für Kommunales: 

Artikel 1 

Die Brandenburgische Personenstandsverordnung vom 22. August 2013 (GVBl. II Nr. 62), die durch Artikel 17 des 

Gesetzes vom 10. Juli 2014 (GVBl. I Nr. 32 S. 32) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Zur Gewährleistung der Arbeitsfähigkeit des Standesamtes auch in Ausnahmesituationen kann ein  

Aufgabenträger nach Absatz 1 ergänzend zu den Bestellungen nach Absatz 3 Standesbeamtinnen oder Standes-

beamte eines anderen Aufgabenträgers bestellen. Sofern eine außergewöhnliche Notsituation dies erfordert,  

können mit vorheriger Zustimmung durch die untere Fachaufsichtsbehörde zeitlich befristet auch Standes- 

beamtinnen oder Standesbeamte weiterer Aufgabenträger bestellt werden. Eine Verlängerung der Frist ist mit 

Zustimmung der unteren Fachaufsicht möglich, wenn die außergewöhnliche Notsituation andauert. Einzelheiten 

der Bestellungen nach den Sätzen 1 und 2 regeln die beteiligten Aufgabenträger durch öffentlich-rechtlichen 

Vertrag.“ 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„In den Fällen des § 1 Absatz 4 Satz 2 endet die Bestellung mit Ablauf der Frist.“ 

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„In den Fällen des § 1 Absatz 4 Satz 2 ist die Bestellung zu widerrufen, wenn die untere oder oberste 

Fachaufsichtsbehörde vor Ablauf der Frist feststellt, dass die außergewöhnliche Notsituation beendet ist.“ 



 

3. Nach § 3 wird folgender § 3a eingefügt: 

„§ 3a 

Beauftragung im Notfall 

(1) Ist die Arbeitsfähigkeit des Standesamtes trotz öffentlich-rechtlicher Verträge nach § 1 Absatz 4 oder wegen 

des Fehlens solcher Verträge nicht gewährleistet, kann die untere Fachaufsichtsbehörde auf Antrag des be- 

troffenen Aufgabenträgers eine Standesbeamtin oder einen Standesbeamten eines anderen Aufgabenträgers mit 

dessen Zustimmung mit der Wahrnehmung der Geschäfte beauftragen. Der antragstellende Aufgabenträger hat 

dem anderen Aufgabenträger die durch die Beauftragung entstandenen Kosten zu erstatten. Jeder Aufgabenträger 

teilt der unteren Fachaufsichtsbehörde mindestens eine Standesbeamtin oder einen Standesbeamten mit, die oder 

der gemäß Satz 1 beauftragt werden kann. 

(2) Die untere Fachaufsichtsbehörde beendet die Beauftragung nach Absatz 1 Satz 1, wenn die Arbeitsfähigkeit 

des Standesamtes nach Mitteilung des Aufgabenträgers, für den die Beauftragung erfolgt ist, wieder gewährleistet 

ist. Die Beauftragung ist ebenfalls zu beenden, sofern der andere Aufgabenträger darlegt, dass seine Arbeits-

fähigkeit andernfalls gefährdet ist.“ 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Potsdam, den 30. März 2020 

Der Minister des Innern und für Kommunales 

Michael Stübgen 
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